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1 Geltungsbereich, Rangfolge 
1.1 Diese Vertragsbedingungen für die Beschaffung von Lieferungen und Leistungen 

mit Ausnahme von Bauleistungen werden Inhalt aller Bestellungen des Auftragge-
bers (AG), wenn der AG Lieferungen und Leistungen bestellt, die keine Bauleistun-
gen sind. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers (AN) werden 
nicht Vertragsbestandteil, auch wenn der AG ihnen nicht ausdrücklich widerspricht 
oder der AN in Schreiben, etwa in einer Auftragsbestätigung, auf sie hinweist. Sie 
gelten nur, wenn der AG ihnen ausdrücklich zustimmt. 

1.2 Vertragsgrundlage sind in nachstehender Reihenfolge:  
 die Bestimmungen eines zwischen den Parteien im Einzelfall vereinbarten Ver-

tragstextes, 
 die Bestimmungen der Bestellung,  
 diese Vertragsbedingungen, 
 die Allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL Teil B), 
 die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

2 Angebot 
2.1 Der AN hat sich bei Angeboten exakt an die Anfrage des AG zu halten und auf 

Abweichungen ausdrücklich hinzuweisen. 
2.2 Angebote des AN erfolgen kostenlos. Kostenvoranschläge des AN werden nur bei 

besonderer vorheriger Vereinbarung vergütet. 

3 Bestellung 
3.1 Bestellungen des AG erfolgen per E-Mail oder in Schriftform. Ausreichend ist die 

Übermittlung der Bestellung per E-Mail, aus der sich der Besteller (auch ohne Un-
terschrift) eindeutig ergibt. Mündliche Nebenabreden haben nur dann Gültigkeit, 
wenn sie vom AG ausdrücklich bestätigt werden. Dies gilt auch für nachträgliche 
Änderungen und Ergänzungen. Der AN darf von der Bestellung nur mit ausdrückli-
cher Zustimmung in Textform (E-Mail) vom AG abweichen. 

3.2 Der Vertrag kommt grundsätzlich durch den Zugang des Angebotes des AN (Ange-
bot) und die Bestellung des AG (Annahme) zustande. Hat der AG in seiner Bestel-
lung Änderungen an dem Angebot des AN vorgenommen, kommt der Vertrag mit 
dem wechselseitigen Zugang der Bestellung (Angebot) und der Bestätigung des 
AN (Annahme) zustande, spätestens aber mit Beginn der Leistungsausführung 
durch den AN. 

3.3 Abweichend von Ziff. 3.2 kommt der Vertrag im Rahmen eines Vergabeverfahrens 
mit der Erteilung des Zuschlags durch den AG zustande. 

4 Qualität 
Der AN hält ein dem neuesten Stand der Technik entsprechendes Qualitätssiche-
rungssystem aufrecht. Der AG und von ihm beauftrage Dritte sind berechtigt, die 
Leistungsorte des AN für Qualitätsaudits zu betreten. Der AG wird bei der Überprü-
fung Produktionsprozesse nicht unangemessen stören. 

5   Ausführung 
5.1 Der AN ist verpflichtet, dem AG auf Verlangen seine Unterlieferanten mitzuteilen. 
5.2 Der AN stellt sicher, dass sein Personal für die vertraglich durchzuführenden Tätig-

keiten mindestens die nach seiner Gefährdungsbeurteilung festgelegte persönliche 
Schutzausrüstung (PSA) trägt. Daneben hat der AG das Recht, die zu verwen-
dende PSA festzulegen. Die PSA wird regelmäßig entweder in gesetzlichen Fristen 
oder vom AN oder vom AG festgelegter kürzerer Fristen entsprechend BetrSichV 
und Empfehlungen des Herstellers geprüft. 

5.3 Ergänzend gelten die Arbeitssicherheitshinweise des AG (abrufbar unter: 
https://www.lineg.de/downloads/Informationen_fuer_beauftragte_Unterneh-
men.pdf), soweit die gesetzlichen Anforderungen hinter diesen zurückbleiben. 

6 Besondere Anforderungen an die Ausführung bei Planungsleistungen 
Erbringt der AN (Fach-)Planungsleistungen, gelten zusätzlich die Festlegungen im 
CAD-Pflichtenheft (inklusive Anlagen). 

7 Subunternehmer 
7.1 Der AN ist nicht berechtigt, seine Verpflichtungen aus dem Vertrag ganz oder teil-

weise auf andere zu übertragen, es sei denn, der AG hat dem vorab nach vorheriger 
schriftlicher Anzeige durch den AN ausdrücklich zugestimmt. 

7.2 Setzt der AN Subunternehmer ein, sind dem AG auf Verlangen alle erforderlichen 
Bescheinigungen des Finanzamtes, der zuständigen Sozialversicherungsträger 
und der Berufsgenossenschaft des Subunternehmers zu übergeben. Der AN hat 
dem Subunternehmer alle vom AN übernommenen Verpflichtungen aufzuerlegen 
und deren Einhaltung sicherzustellen. Der AN versichert, dass auch das Subunter-
nehmen den gesetzlich vorgeschriebenen Mindestlohn zahlt.  

7.3 Der AN hat sicherzustellen, dass eingesetzte Subunternehmer die ihnen übertra-
genen Leistungen nicht weitervergeben, es sei denn, der AG hat nach vorheriger 
schriftlicher Anzeige durch den AN vorab ausdrücklich zugestimmt. 

8 Personal 
8.1 Der AN hat die ihm übertragenen Aufgaben eigenverantwortlich zu erledigen. Der 

AG hat keine Weisungsbefugnis. Ausgenommen sind erforderliche Weisungen zur 
Einhaltung der betrieblichen Ordnung und der Sicherheit, insb. Arbeitssicherheit. 
Der AN hat qualifiziertes Personal einzusetzen.  

8.2 Der AN ist auf Verlangen des AG verpflichtet, Nachweise über die Qualifikation des 
eingesetzten Personals vorzulegen. Die Parteien werden sicherstellen, dass die 
Mitarbeiter des AN auf dem Betriebsgelände des AG ausschließlich dem Direkti-
onsrecht des AN unterstehen. 

8.3 Der AG ist bei Vorliegen von wichtigen Gründen berechtigt, den Austausch von 
Personal des AN zu verlangen. Der AN muss das Personal daraufhin unverzüglich 
entfernen und verpflichtet sich in einem solchen Fall, unverzüglich neues Personal 
zu benennen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere bei Unzuverlässigkeit oder 
fehlender Qualifikation oder bei Verstoß gegen wesentliche Vertragspflichten, ins-
besondere Sicherheitsaspekte (etwa Alkohol- oder Drogenkonsum etc.) vor. 

8.4 Soweit es zu einem Verstoß gegen die Mindestlohnbestimmungen durch den AN 
oder seine Subunternehmer kommt und der AG dafür haftbar gemacht wird (insb. 

auch gem. § 13 MiLoG i.V.m. § 14 AEntG), verpflichtet sich der AN, den AG von 
der Haftung freizustellen. Die Verpflichtung zur Freistellung gilt auch gegenüber 
Ansprüchen von Sozialversicherungsträgern, Finanzbehörden und insbesondere 
auch gegenüber Ansprüchen der Bundesagentur für Arbeit bei Zahlung von Insol-
venzgeld. Gleiches gilt, wenn es zu einem Verstoß gegen die Bestimmungen des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes durch den AN oder dessen Subunternehmer 
kommt und der AG hierfür haftbar gemacht wird. 

9 Termine und Verzug 
Die in der Bestellung angegebenen Termine sind für den AN bindend. Bei Über-
schreitung gerät der AN auch ohne Mahnung in Verzug.  

10 Haftung und Versicherung 
10.1 Der AN hat für Schäden, die von ihm, seinem Personal oder seinen Beauftragten 

verursacht werden, eine branchenübliche Haftpflichtversicherung mit ausreichen-
den Deckungssummen abzuschließen, die er dem AG auf Verlangen nachzuwei-
sen hat. 

10.2 Der AN haftet für alle unmittelbar und mittelbar von ihm, seinen Verrichtungs- oder 
Erfüllungsgehilfen verursachten Schäden einschließlich Folgeschäden im gesetzli-
chen Umfang. 

10.3 Der AG haftet entsprechend den gesetzlichen Vorschriften. Abweichend hiervon 
haftet der AG im Falle leichter Fahrlässigkeit nur, soweit ein Verstoß gegen eine 
wesentliche Vertragspflicht vorliegt, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der AN 
vertrauen darf, oder wenn eine Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit vor-
liegt. Die Regelungen über die Beweislast bleiben hiervon unberührt. Soweit die 
Haftung des AG ausgeschlossen ist, gilt dies auch für die Haftung der Angestellten, 
Arbeitnehmer und Erfüllungsgehilfen des AG. 

11 Preise, Rechnung und Zahlungsbedingungen 
11.1 Soweit nicht anders vereinbart, ist die im Vertrag bzw. in der Bestellung festgelegte 

Vergütung ein Festpreis zzgl. Mehrwertsteuer. Mit dieser Vergütung sind sämtliche 
vom AN nach dem Vertrag zu erbringenden Leistungen – einschließlich Nutzungs-
rechte, Nebenleistungen, Reisekosten, Spesen, sowie sonstiger Kosten und Auf-
wendungen – abgegolten. Preisgleitklauseln des AN werden nicht anerkannt, es sei 
denn, der AG hat mit dem AN ausdrücklich etwas anderes vereinbart. § 677 BGB 
bleibt im Falle von Notmaßnahmen unberührt.  

11.2 Rechnungen sind, getrennt nach Bestellungen, an die in der Bestellung benannte 
Rechnungsanschrift zu richten. Bestellnummern sind anzugeben, Abrechnungsun-
terlagen, sofern nicht bereits im Vorfeld übermittelt, sind beizufügen. Rechnungen 
nebst Anlagen werden dem AG elektronisch wie folgt übermittelt: 
 Als XRechnung/Gutschrift als XML-Datei (im Hybridformat) an die E-Mail-Ad-

resse xrechnung@lineg.de . 
 Als Rechnung/Gutschrift im PDF-Format an die E-Mail-Adresse  

rechnungseingang@lineg.de . 
Jede Rechnung ist mit gesonderter E-Mail zu versenden. 

11.3 Zahlungen erfolgen, sofern nicht anders vereinbart, brutto 30 Tage nach Zugang 
einer prüffähigen und den Vorgaben in Ziff. 11.2 entsprechenden Rechnung und 
vollständiger Lieferung, Leistung, Vorliegen eines ordnungsgemäßen Leistungs-
nachweises und – soweit gesetzlich vorgesehen – der Abnahme der Leistungen. 
Leistungsnachweise hat der AN im PDF-Format an die E-Mail-Adresse  
magazin@lineg.de zu übersenden. Zahlt der AG binnen 14 Tagen gewährt der AN 
2% Skonto. Die Fristen beginnen jeweils mit dem ersten Werktag nach kumulati-
vem Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen.  

11.4 Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist nicht der Zahlungseingang, son-
dern die Vornahme der Zahlungshandlung durch den AG, bei einer Überweisung 
also die Erteilung des Überweisungsauftrages.  

11.5 Rechnungen dürfen der Warensendung nicht beigefügt werden. Die geschuldete 
Umsatzsteuer ist separat auszuweisen. 

11.6 In der Bezahlung einer Rechnung liegt keine Abnahme und kein Anerkenntnis. Mit 
ihr ist kein Verlust von Mängelrechten verbunden. 

12 Abtretung, Aufrechnung und Zurückbehaltung 
12.1 Die Abtretung einer gegen den AG gerichteten Forderung bedarf der vorherigen 

schriftlichen Zustimmung des AG. § 354 a HGB bleibt unberührt. 
12.2 Dem AN stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur wegen unstreiti-

ger oder rechtskräftig festgestellter Forderungen zu. 
12.3 Dem AG stehen Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte im gesetzlichen Um-

fang zu. 

13 Lieferung 
13.1 Liefer- und Verpackungskosten gehen zu Lasten des AN. Die Lieferung erfolgt DDP 

zur vom AG benannten Verwendungsstelle, sofern nicht etwas anderes vereinbart 
ist. 

13.2 Der AN ist für Transport und ordnungsgemäße Verpackung verantwortlich und hat 
alle mit dem Transport im Zusammenhang stehenden national/international gelten-
den Vorschriften (z. B. auch Ein- und Ausfuhrgesetze und Durchführungsverord-
nungen) einzuhalten. Verpackungsmaterial ist vom AN zu entsorgen. 

13.3 Jeder Warenlieferung ist ein Lieferschein mit der Bestellnummer des AG beizufü-
gen. Der Warenempfänger ist auszuweisen.  

13.4 Zu Teillieferungen /-leistungen ist der AN nur mit Zustimmung des AG berechtigt. 

14 Beigestelltes Material 
Stellt der AG Material bei, bleibt er Eigentümer des Materials. Die Bearbeitung oder 
die Umbildung von vom AG beigestellten Material erfolgt als Hersteller gem. § 950 
BGB. Der AN wird den verarbeiteten Gegenstand mit verkehrsüblicher Sorgfalt für 
den AG kostenlos verwahren. Bei zufälligem Untergang oder zufälliger Beschädi-
gung beigestellten Materials hat der AN keinen Anspruch auf Ersatz seiner Aufwen-
dungen für die Be- und Verarbeitung. 

15 Verletzung von Schutzrechten, Nutzungsrechte 
15.1 Der AN haftet dafür, dass durch seine Lieferung und Leistung Patente oder andere 
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Schutzrechte Dritter nicht verletzt werden. Er stellt den AG auf erstes Anfordern von 
allen Ansprüchen frei, wenn der AG wegen Verletzung eines in- oder ausländischen 
gewerblichen Schutzrechtes von einem Dritten im Zusammenhang mit einer Liefe-
rung und Leistung des AN in Anspruch genommen wird. 

15.2 Der AG erhält an vom AN überlassenen Lieferungen, Leistungen und Unterlagen 
ein einfaches, übertragbares, unwiderrufliches, zeitlich und räumlich unbeschränk-
tes Nutzungsrecht. Dies beinhaltet insbesondere auch die Rechte zur Veröffentli-
chung, Verbreitung gleich auf welche Art wie auch zur Bearbeitung, Änderung und 
Nutzung von Bearbeitungen und Änderungen. 

16 Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen 
Der AN ist zur Einhaltung der Vorgaben des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen verpflichtet. Es gelten die Besondere Vertragsbedingungen des 
Landes NRW zur Einhaltung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-
Westfalen (BVB TVgG NRW). 

17 Datenschutz 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten des AN bzw. von seinen jeweiligen 
Ansprechpartnern und Mitarbeitern im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Vertrags erfolgt nach Maßgabe der geltenden Datenschutzbestimmungen. Informa-
tionen hierzu sind abrufbar unter: https://www.lineg.de/datenschutz/. 

18 Nutzung künstlicher Intelligenz (KI) 
Wird im Rahmen der Auftragsbearbeitung KI eingesetzt, ist darauf auf Verlangen 
des AG unter Bezugnahme der konkreten Arbeitsergebnisse hinzuweisen. Die Ver-
wendung von personenbezogenen Daten, Geschäftsgeheimnissen und sonstigen 
vertraulichen Informationen des AG ist bei der Nutzung oder zum Training von KI-
Anwendungen unzulässig.  

19 Eco-Management and Audit Scheme (EMAS) 
Der AG erfüllt die hohen Anforderungen der europäischen EMAS-Verordnung (EG, 
Nr. 1221/2009) und ist mit dem EMAS-Logo ausgezeichnet. Die Umwelterklärung 
ist abrufbar unter: https://www.lineg.de/umwelt/umwelterklärung/. 

20 Anwendbares Recht, Vertragssprache 
20.1 Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Na-

tionen über Verträge über den internationalen Wareneinkauf (CISG).  
20.2 Vertragssprache ist deutsch in Wort und Schrift. Dies gilt auch für alle dem AG zu 

übergebende Dokumente. 

21 Gerichtsstand und Erfüllungsort 
21.1 Falls der AN Kaufmann im Sinne des HGB, juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist der Sitz des AG aus-
schließlicher Gerichtsstand. Der AG ist berechtigt, auch am Sitz des AN zu klagen. 

21.2 Erfüllungsort für die Lieferungen und Leistungen des AN ist die vom AG genannte 
Verwendungsstelle.  


